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Der 20 Senat des Bundessozialgeriohts hat ohne

mündliche Verhandlung am 500 Mai 1968 durch

\

Senat3präsident ' B r a c k m a n n f
— Vorsitzender —9

Bundesrichter D e m i a n i ‚und
Bundesrichter H u n g e r ' %

bundessozialrichter L a e r : ’i'«
und

Iundessozialriohter H a h n e r

für Recht erkannt:

“.
”;

m
/‚A

—
‘“"
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Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgeriohts Bremen tom 2„Juni 1965 dahin

geändert9 daß die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgerichts Bremen vom 4„ Mai 1964
zurückgewiesen und die Beklagte verurteilt wircL>
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dem Kläger auch die außergerichtlichen Kosten des

Berufungsverfahrens in vollem Umfange zu erstatten°

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Bremen vom 2° Juni 1965 wird zurück—

gewiesen° —1
.}

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno.

Der am 9° Januar 1901 geborene Kläger beansprucht

Gewährung einer Rente von 10 VOH° der Vollrente für

die Folgen eines Unfalls vom 150 Juli 1951° '

Über diesen Unfall sind bei der Beklagten keine Unter—

lagen mehr aufzufinden° Aus den Unterlagen? die sie

von der Betriebskrankenkasse der Klöckner—Werke AG9

Hütte Bremen‚ beigezogen hat? ergibt sich folgendeso
Der Kläger war damals als Sprenger bei der Norddeut—

schen Hütten-AG beschäftigto Bei Sprengarbeiten wollte

er einem herunterrollenden Schlackenbrocken ausweichen°

Dabei stolperte er und schlug mit dem linken Ellen— \

bogen auf ein Kleingleiso Im Verbandsbuch der Hütte

ist eingetragen? daß der Kläger am 150 Juli eine

Hautabschürfung am linken Unterarm erlitten hatte und

mit Lebertransalbe behandelt worden istc Am 25„ Ju—

li 1951 ist er wegen einer Entzündung des linken Ellen—

bogens in der Unfallstation gewesen„ Er hat an diesem

Tage den Durchgangsarzt Dr° Si; :xmßzaufgesucht und

bei diesem angegeben9 er habe zunächst die Arbeit
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nicht eingestellt; seit dem 220 Juli bestehe aber
eine Entzündung des linken Armes9 den er kaum noch

bewegen könne° Die Diagnose des Durchgangsarztes

lautete: eiterige Schleimbeutelentzündung mit be—

ginnender Abszessbildung am linken Ellenbogengelenk

nach infizierter Wundeo Der Durchgangsarzt hat den

Kläger in berufsgenossensohaftliche Behandlung ge-

nommen° Aus einem Zwischenbericht (Dr° D3112;31V0m

50° Juli 1951) ergibt sich? daß durch Schienenlage—

rung und feubhte Verbände eine vorübergehende Besse-

rung erreicht werden konnte? nunmehr aber wegen Wie—

deraufflackerns der Entzündungserscheinung eine lange

Incision des Schleimbeutels durchgeführt Wurdeo Nach

den Unterlagen der Betriebskrankenkasse ist der Klä—

ger vom
252 Juli bis zum 29° August 1951 arbeitsun-

fähig gewesen und hat Krankengeld erhalten°

Im Jahre 1961 arbeitete der Kläger im Eisenbahnbetrieb
der Klöckner-Werke AG, Hütte Bremen? als Wagenschlosser

und wurde gelegentlich auf Grund seiner Kenntnisse als

Sprengmeister zu Sprengarbeiten an den Siemens-Martin—
Öfenherangezogen° Bei einer solchen Arbeit explodierte

am lo Dezember 1961 eine Sprengkapsel, die Verletzungen

waren so schwer? daß der rechte Unterarm im unteren

Drittel abgenommen werden mußteo Der Kläger bezieht

für die Folgen dieses Unfalls von der Beklagten eine

Rente in Höhe von 60 v„Ho der Vollrente, vom 10 Okto—

ber 1965 an als Dauerrenteo

Am 50 Mai 1962 suchte der Kläger die Dienststelle der

Beklagten in Bremen auf‚ um eine Instandsetzung der

Arbeitsklaue seines Kunstarmes und eine Berichtigung

einer Bescheidabrechnung zu beantragen„ Bei dieser Ge-

legenheit machte er gleichzeitig-Ansprüche auf Entschä—

digung für die Folgen des Unfalls vom 12° Juli 1951
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geltend° Die Beklagte zog die erwähnten Unterlagen

bei und beauftragte Prof° Dr° Sikti;:■i(lnstitut für

Unfallchirurgie? Bremen) mit der Erstattung eines Gut—

achtens° In dem Gutachten (vom 260901962) ist ausge-"

führt: Es handele sich um eine Osteochondrosis defor—

mans des linken Ellenbogengelenks° Es bestünden starke

Knochenauswüchse und auch ein freier Körpero Das Gelenk—

innere sei deutlich verengt° Diese Osteochondrose hänge

mit der Schleimbeutelentzündung von 1951 nicht zusam—

men° Wenn der Kläger angebe„ daß sich damals ein Kno—

chenstück abgestoßen habe? so könnte dies nur von der

Ellenspitze sein9 wofür das Röntgenbild im gewissen

Sinne SprecheoDie Osteochondrose mit freier Gelenk-

körperbildung hänge mit dem damaligen Prozeß nicht“

zusammen° Es habe sich auch damals nicht? wie das in

einem (aus Anlaß des Unfalls vom 10 Dezember 1961)

erstatteten Gutachten des berufsgenossenschaftlichen

Unfallkrankenhauses Hamburg-Lohbrügge ausgeführt sei?

um eine Ellenbogenfortsatzfraktur gehandelt‚ sondern

um eine Abszessbildung? die langsam geheilt sei„ Diese
Eiterung habe aber das Ellenbogengelenk selbst nicht

ergriffeno Selbst wenn es sich um eine Fraktur ge—

handelt hätte? hätte sie die jetzt bestehenden Gelenk—
verunstaltungen nicht verursachen könneno

Unter Bezugnahme auf dieses Gutachten lehnte die Be-
}klagte durch Bescheid Vom 27„ November 1962 den An- ')

Spruch auf Gewährung einer Rente für die Folgen des '

Unfalls vom 120 Juli 1951 mit der Begründung ab? daß

der Unfall eine meßbare Minderung der Erwerbsfähig-

keit (MdB) über die 150 Woche hinaus nicht hinterlassen
habe und die jetzt bestehenden Beschwerden auf eine

unfallunabhängige aus innerer Ursache entstandene Er—

krankung zurückzuführen seien„
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In dem Verfahren über die Klage gegen diesen Bescheid hat

das Sozialgericht (SG) Bremen einen Bericht des Unfall-

krankenhauses Lohbrügge vom 25° Juni 1965 (Primararzt

Dr° S ■r;xgzürgg„Stationsarzt Dro B; 313;T3.über die Be—
handlung aus Anlaß des Unfalls vom 10 Dezember 1961 bei—

gezogen, in dem ausgeführt ist‚ daß die Funktionsbehin—

derung im linken Ellenbogengelenk auf eine Fraktur des

Olecranon aus dem Jahre 1951 zurückzuführen sei° Außer—

dem hat das SG Gutachten des Facharztes für Chirurgie

Dr0 B; ‘t;:f112-1‘i1';::.;35::f::.z(vo 19° 90 1965) und des Facharztes für Rönt—

‘genologie Dr„ S tür::£f(V„ 250961965) beigezogen„ DIOBÄÜÜT

r::xrkommt zu folgendem Ergebnis: Es bestehe eine stark

vermehrte Arthrosis deformans des linken Ellenbogenge—

lenks mit Schädigung des Gelenkknorpels‚ mit Weichteil—

verkalkungen und Bewegungseinschränkung° Der Kläger habe

am 12° Juli 1961 eine starke Prellung des linken Ellen-

bogengelenks erlitteno Ob ein Knochenabbruch der linken

Ellenbogenspitze vorgelegen habe‚ könne mit Sicherheit

nicht mehr nachgewiesen werdeno Die Unfallfolgen hätten

aber zu einer Vereiterung des Schleimbeutels über der

Ellenbogen8pitze geführt° Die Arbeitsunfähigkeit vom

25a Jüli bis 290 August 1951 spreche für eine erhebliche
Verletzung° Auch die vergleichende Röntgenaufnahmen bei-

der Ellenbogengelenke sprächen mehr für eine Verletzungs—

folge als für eine schicksalsbedingte Krankheit im Sinne

einer Osteochondritis dissecans° Die Röntgenuntersuchung

der übrigen großen Gelenke zeige überall eine leichte

Arthrosis deformanso Eine solche wäre ohne den Unfall

auch am linken Ellenbogengelenk zu erwarteno Sie würde

aber ebensowenig Beschwerden machen wie die Arthrosis

deformans am rechten Ellenbogengelenko Durch den Unfall

sei die Arthrosis deformans links erheblich verstärkt

worden° Hätte der Verletzte nicht den rechten Unterarm

verloren9 würden die Beschwerden links wesentlich ge—
ringer sein() Heute werde der linke Arm in vermehrtem
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Maße beanspruchte Bei der Beurteilung der Folgen des

Unfalls vom 12° Juli 1951 könne ein "Vorschaden" aber

nicht berücksichtigt werden$ da der Verlust des rechten

Unterarmes erst 1961 eingetreten sei° Die MdB auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt sei durch die Folgen des Un—

falles vom 120 Juli 1951 seit dem 10 Dezember 1961 um

10 VOHD herabgesetzt° Damit seien nur die durch den

Unfall hervorgerufenen Veränderungen des linken Ellen—

bogengelenkes bewertet wie im Sinne der Verschlimmerung

eines Leidens° ‘ ' *
Dr° Si;■c:y■;führt zu dem Röntgenbefund am linken

Ellenbogengelenk aus: Es bestehe eine starke Arthrosis

deformans mit deutlicher Schädigung des Gelenkknorpels

und kein sicherer Anhalt für eine alte Osteochondrose

oder eine alte Olecranonfrakturo Die Knochenwulst—

bildung am vorderen Rande der Humeruscondylen mit be—

nachbarter Weichteilverkalkung dürfte auf ein altes

Trauma zurückzuführen sein° Der Befund spreche gegen

ein Corpus liberum„ Die Beklagte hat eine Äußerung

des Profc Dr° 8333131: (vom 240 Februar 1964) einge—

reicht, in dem dieser an der Auffassung festhält$ daß

es sich um eine typische Osteochondrose handele? die

nicht oder höchst selten Unfallfolge seio Die Eiterung

habe das Ellenbogengelenk nicht betroffen° Entgegen

der Auffassung von Dro Be:rr:gr habe es sich nur um

eine leichte Prellung gehandelt9 so daß die Arbeit

nicht eingestellt werden sei„ Erst 10 Tage später sei

eine Schleimbeutelentzündung aufgetreten° Hinsichtlich

des Röntgenbefundes bestehen keine erheblichen Unter—

schiede zwischen beiden Ellenbogengelenken„ Der Unfall

sei keine wesentliche Ursache? da das Unfallereignis'

_
nicht erheblich gewesen sei und die Anlage zur Osteo—

\ chondrose großo
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Durch Urteil vom 4o Mai 1964 hat das SG den Bescheid

der Beklagten aufgehoben und die Beklagte verurteilt‚

dem Kläger mit Wirkung vom 20 Dezember 1961 aus Anlaß

des Unfalls vomlö° Juli 1951_dieUnfallrente in Höhe
von 10 VOHO der Vollrente zu gewähren°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung beim

Landessozialgericht (LSG) Bremen eingelegt„ Sie hat
ein Gutachten des Facharztes für Chirurgie DI‘o S(::::5:;::.'I::i:11111111

vom 20° Juli 1964 und eine Ergänzung hierzu vom 40 Au—

gust 1964 eingereichte Dr° Sag;:;:rführt aus? das Ereig—

nis vom 150 Juli 19519 daß er nicht als erheblich an-

sehe? und die eiterige Schleimbeutelentzündung‚ die sich

außerhalb des Gelenkes abge5pielt habe, seien keine we—
sentlichen Ursachen für den jetzigen Befund am linken

Ellenbogengelenko Es sei auch nicht wahrscheinlich, daß

die Schleimbeutelentzündung eine wesentliche Verschlim—

merung der Arthrosis deformans hervorgerufen habe° Dieser

Befund sei nur eine Teilerscheinung der allgemeinen

Arthrosis deformans dieses Gelenkes°

Im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG am
20 Juli 1965 hat die Beklagte den Einwand der Frist—
versäumnis nach 5 1546 der Reichsversicherungsordnung

( —RVO— in der Fassung vor dem Inkrafttreten des Un-

fallversicherungsneuregelungsgesctzes —UVNG—RVO a„Fo)

erhobene Sie hat Abweisung der Klage beantragt° Der

Kläger hat beantragt? die Berufung der Beklagten zurück—

zuweisen° ‘

Durch Urteil vom 20 Juni 1965 hat das LSG auf die Be—

rufung der Beklagten das Urteil des SG dahin geändert‚

daß die Beklagte verurteilt wird? dem Kläger aus Anlaß
des Unfalls vom 150 Juli 1951 ab 10 Juli 1965 die Un-

fallrente in Höhe von 10 VDH° der Vollrente zu gewähren

- 8 -
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und dem Kläger 5/4 der im Verfahren vor dem SG und

dem LSG erwachsenen außergerichtlichen Kosten zu er—

statten° ‘
_

' ‘
‚Hinsichtlich des Einwandes der Versäumung der Anmelde—

frist hat das LSG uoao ausgeführt9 es könne dem Kläger

nicht widerlegt werden? daß sich erst vom Zeitpunkt

der Beendigung der Arbeitsunfähigkeit durch die Fol—

gen des Unfalls vom 10 Dezember 1961 die Folgen des

Unfalls vom 15° Juli 1951 in erhöhtem Maße bemerkbar

gemacht hätten und sich bei ihm erst dann die Erkennt—

nis durchgesetzt habe? daß die Verschlimmerung der
Bewegungseinschränkung im linken Ellenbogengelenk ‘

eine Folge des Unfalls vom 150 Juli 1951 seio Die

Anmeldung des Entschädiguhgsanspruchs sei deshalb

rechtzeitig erfolgt„

Im übrigen ist das LSG auf Grund einer eingehenden

Auseinandersetzung mit den Auffassungen der verschie-

denen Sachverständigen auf Grund des Gutachtens des

Dr ° B.:.“:;;;;:1::;::1111113111;und. de 3 R5nt g8nf achar zt e3 Dr „ S "f.ii‘f";;.;ti:i::t'.'.:it

zu der Feststellung gelangt9 daß die Knochenwulst—

bildung und die Weichteilverkalkung in der linken
Ellenbeuge nebst Bewegungseinschränkung des Ellen-

bogengelenks im Sinne der Verschlimmerung wahrschein—

lich Folgen des Unfalls vom 15„ Juli 1951 seien und

diese jedenfalls seit dem Unfall vom 10 Dezember 1961

eine MdB von 10 VOHo bedingten° Weiterhin hat das

LSG ausgeführt: Diese MdB von 10 V°Ho berechtige auch

zum Bezuge einer Rente aus Anlaß des Unfalls vom
150-Juli 19519 denn die wichtigste Neuregelung des

% 581 Abs° 5 BVD iod°Fo des UVNG gegenüber 5 559 a
Abs° 5 BVG aoFo liege darin&) daß jetzt auch der bis-

her nur stützende alte Unfall entschädigt werde9 wenn
er zu einer MdB von wenigstens 10 voHo geführt habeo

-9-
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Das SG habe daher dem Kläger zu Recht die Unfallrente

in Höhe von 10 vcHo der Vollrente zugesprocheno Die

"kleine Rente" sei grundsätzlich von dem Tage an zu

zahlen? an dem durch das Hinzutreten der MdB aus dem

anderen Unfall die Hundertsätze der MdE aus den Un—

fällen zusammen die Zahl Zwanzig erreichten° Als Zeit—

punkt des Zahlungsbeginns käme danach der 10 Dezem—

ber 1961 in Frage() Da aber 5 581 Abs„ 5 RVO erst mit

dem 10 Juli 1965 in Kraft getreten seigstehe dem Kläger

ein Rentenanspruch aus Anlaß des Unfalls vom 15° Juli

1951 erst vom 10 Juli 1965 an zuc>

Das Urteil des LSG ist dem Kläger am 5°‚ der Beklagten

am 40 August 1965 zugestellt worden„ Der Kläger hat

dagegen am 24„ August 1965 Revision eingelegt9 die Be-

klagte am 510 August 19650 Die Frist zur Begründung der

Revision ist für den Kläger bis zum 5c November 1965‚

für den Beklagten bis zum 40 November 1965 verlängert

werden° Der Kläger hat die Revision am 140 Oktober 1965

begründet9 die Beklagte am 280 September 1965c

Der Kläger beantragt?
unter Aufhebung des Urteils des LSG die Beru—

fung der Beklagten gegen das Urteil des SG Bremen

vom 4° Mai 1964 als unbegründet zurückzuweisen

und die Beklagte zu verurteilen? dem Kläger die
im gesamten Verfahren erwachsenen außergericht-

lichen Kosten in voller Höhe zu erstatteno

Die Beklagte beantragt?

unter Aufhebung der Urteile des SG und des LSG

die Klage abzuweisena

___—_",

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zu
erneuter Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen° ' ‘ " '
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Beide Beteiligten beantragen9 '
y

—-
i

die Revision des Gegners zurückzuweiseno ?—

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt9

daß der Senat ohne mündliche Verhandlung durch Urteil

entscheidet (% 124 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes
—SGG—)°

‚II

Die Revisionen des Klägers und der Beklagten — durch

Zulassung statthaft — sind in der gesetzlichen Form und

Frist eingelegt und begründet worden und somit zulässig?

jedoch hatte nur die Revision des Klägers Erfolg° ‚}

_ ,

Die Revision der Beklagten wendet sich in erster Linie

dagegen‚ daß das LSG entgegen dem in der mündlichen Ver—

handlung am 2„ Juni 1965 von der Beklagten unter Bezug-

nahme auf 5 1546 der EVO (iodoFc vor dem Inkrafttreten

des UVNG — RVG a„F„ —) erhobenen Einwand die Anmeldung

des Anspruchs auf Entschädigung für die Folgen des Un—
falls vom 150 Juli 1951 im Mai 1962 als rechtzeitig ange-

sehen hato Es bedarf jedoch keiner Prüfung9 ob die Ein-

wendungen der Beklagten gegen die Auslegung des 5 1547

EVO ao}?° durch das LSG zutreffen und welche Bedeutung es

für die Anwendung des 5 1547 RVG aoF° hat‚ wenn ein An—
spruch auf Zahlung einer Rente erst nach Eintritt eines

"stützenden" weiteren Unfalls mit Erfolg geltend gemacht

werden kanno Wie das LSG auf Grund des noch vorhandenen

Untersuchungsberichtes des als Durchgangsarzt tätigen

Dr° SZÜHEIJXLVOM 250 Juli 1951 — für das Revisionsgericht
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bindend (% 165 SGG) — festgestellt hat? ist an diesem

Tage vom Durchgangsarzt ein berufsgenossenschaftliches

‘ Heilverfahren eingeleitet werden? dessen Dauer_auf

"mehrere Wochen" geschätzt wurde° Da die Beklagte selbst

nicht behauptet? daß sie dieser Maßnahme widersprechen

und etwa den Zusammenhang zwischen den zu behandelnden

Gesundheitsstörungen am linken Ellenbogen und dem Un—

fallereignis vom 150 Juli 1951 in Zweifel gezogen habe?

ist diese Gewährung der berufsgenossenschaftlichen Kran—

kenbehandlung rechtlich als eine Feststellung der Un-

fallentschädigung im Sinne des 5 1546 RVO aoFo zu wer—
ten$ so daß zur Vermeidung des Ausschlusses des Ent—

schädigungsanspruchs keine ausdrückliche Anspruchsan—

meldung mehr erforderlich war„ Im einzelnen wird hier—

zu auf das Urteil des erkennenden Senats vom 229° Mai 1964

— 2 RU 150/60 (SozR Nr„ 6 zu RVG € 1546 a„Fo) Bezug ge—
nommeno — “> —*»

In tatsächlicher Beziehung beruht das Urteil des LSG

auf der mit einer rechtlichen Wertung verbundenen "Fest—

stellung"? daß die Knochenwulstbildung und die Weich-

teilverkalkung in der linken Ellenbeuge nebst Bewegungs-

einschränkung des Ellenbogengelenks im Sinne der Ver—

schlimmerung wahrscheinlich Folgen des Unfalls vom

150 Juli 1961 sind°

Diese Feststellung greift die Revision der Beklagten

mit ausführlicher Begründung ano Sie ist der Auffassung9

das LSG hätte sich mit den Wider5prüchen zwischen dem
im Feststellungsverfahren erstatteten Gutachten des

Profo Drc S'“.".111:;.':::1::;1111titt2111'5vom260 September 1962? seiner von
der Beklagten eingereichten ergänzenden Äußerung vom
24° Februar 1964 und den gleichfalls von der Beklagten

eingereichten Gutachten des Facharztes für Chirurgie

Dro Sc ::xxivom 200 Juli und 40 August 1964 einerseits

..]_2-
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.
und den vom SG beigezogenen Gutachten der Sachver—

ständigen Facharzt für Chirurgie Dro D x:;xxxrvom

190 September 1965 und Facharzt für Röntgenologie

Dr° S;ä:ü■ü: vom 250 September 1965 andererseits nicht

ohne eine ergänzende Befragung des Sachverständigen

Dr° B3331■3330der ein weiteres Gutachten aus eigener

Sachkunde auseinandersetzen dürfen() Diese Rügen? die
sich gegen die Würdigung der Beweise durch das LSG

richten„ sind jedoch nicht ausreichend? um schlüssig

darzutun„ daß das LSG bei seiner Beweiswürdigung die
Pflicht zur Berücksichtigung des Gesamtergebnisses

des Verfahrens verletzt oder die gesetzlichen Grenzen

des Rechts der freien richterlichen Überzeugungs—

bildung überschritten hätte (5 128 SGG)° Das LSG hat

sich eingehend mit den verschiedenen Auffassungen der
ärztlichen Sachverständigen auseinandergesetzt und

insbesondere auch die Einwendungen gegen die Auffas—

sung des Dr° RÜÜXÜTÜiTHiChÜ übergangen9 daß aus der

Dauer der erst am 250 Juli 1951 beginnenden Arbeits—

unfähigkeit bis zum 290 August 1951 auf eine erheb—

liche Verletzung geschlossen werden könnte° Es ist

unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die auch dem;

Gutachten des Dro foxürrurzugrunde liegenden Deutung

der Röntgenaufnahme durch Dr° S1i'1111t111111i'11111'.":::":zudem Ergeb-

nis gelangt„ daß trotz der bestehenden Zweifel die

gegenüber den Verhältnissen im rechten Ellenbogen

stärkere Ausbildung der Veränderungen im linken !’

Ellenbogengelenk als durch Auswirkungen des Unfall—

ereignisses und seiner Folgen verursacht anzusehen

sei° Diese ursächliche Verknüpfung zwischen dem Un—
fallereignis und den Gesundheitsstörungen im linken

Ellenbogengelenk hat das LSG mit Recht als wesent—
lich gewertet° ' ' . "'i

2 - 15 —
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Die Rügen der Revision sind nicht ausreichend? die

Bindung des Revisionsgerichts an die der — rechtlich

nicht zu beanstandenden — Wertung zugrunde liegenden

Feststellungen zu beseitigen„

Auch die Rügen der Revision der Beklagten gegen die

Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit von

10 v„H° sind nicht begründet (vgl° hierzu BSG 4, 147)°

Insbesondere trifft die Auffassung der Revision der

Beklagten nicht zu‚ das LSG habe bei der Schätzung —
rechtlich unzutreffend — berücksichtigt, daß die Be—
einträchtigung der Gebrauchsfähigkeit des linken Armes

sich seit dem Verlust des rechten Unterarmes stärker

auswirke (vgl„ hierzu BSG 179 99‚ 114; 19, 201 und das

Urteil des erkennenden Senats vom 210 September 1967

— 2 RU 65/669 BSG 27? 142 = SozRNr° 4 zu EVO 5 622)()

Das LSG hat zwar ausgeführt? daß der Kläger die Beein-

trächtigung der Gebrauchsfähigkeit des linken Armee

bis zum Unfall vom l° Dezember 1961 zu einem wesent—

lichen Teil durch verstärkten Gebrauch des rechten

Armes habe ausgleichen können; diese Ausführungen be-

ziehen sich jedoch auf den Einwand, daß der Kläger‘

selbst vorher keine Veranlassung gesehen habe? eine

Entschädigung für die durch den Unfall vom 15° Juli 1951

verursachten MdE zu beanspruchen° Sie lassen nicht dar—

auf schließen? daß das LSG — rechtlich unrichtig - den
nachträglichen Ausfall dieser Ausgleichsmöglichkeit

durch den Unfall vom 10 Dezember 1961 bei seiner Schätzung

mit berücksichtigt hätte und ohne eine solche rechtlich

fehlerhafte BerücksiChtigung der durch den Unfall vom
1° Dezember 1961 bewirkten Veränderungen zu dem Ergebnis

gelangt wäre? die durch die Folgen des Unfalls vom 150 Ju—

li l951 verursachte MdB des Klägers liege unterhalb der

renze für die wirtschaftliche Meßbarkeit von 10 V„Hoo

Einer solchen Auslegung der Ausführungen des LSG steht
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insbesondere auch entgegen? daß in dem Gutachten des

Sachverständigen Dr° B■f & ;■>vom 190 September 1965

ausdrücklich ausgeführt ist? ein “Vorschaden” könne ’

nicht berücksichtigt werden? da der Verlust des rech—

ten Unterarmes erst im Jahre 1961 eingetreten sei? die

vorgeschlagene Schätzung der MdB von 10 voHo berück-=

sichtige nur die durch den Unfall vom 150 Juli 1951

hervorgerufenen Veränderungen des linken Ellenbogen-

gelenks im Sinne der Verschlimmerung° Daßg wie bereits

im Gutachtenauftrag des SG an Dr° Bzzz■:ti vom 9„ Ju-

li 1965? auch in den Ausführungen des LSG auf den seit

1„ Dezember 1961 bestehenden Grad der MdE abgestellt

ist? beruht gleichfalls nicht auf der im Tatsächlichen

liegenden Erwägung? daß seitdem die Gebrauchsfähigkeit

des rechten Armes des Klägers gleichfalls herabgesetzt

ist? sondern auf dem rechtlichen Gesichtspunkt? daß

zeitigstens von diesem Zeitpunkt an auch eine unter

20 voHo liegende MdB durch die Folgen des Unfalls vom

150 Juli 1951 einen Anspruch auf Zahlung einer Rente

begründen kann°
]

Hiernach ist das Revisionsgericht an die tatsächlichen

Feststellungen gebunden5 aus denen das LSG ohne Rechts—

irrtum den Schluß gezogen hat? daß die Auswirkungen

des Unfalls vom 150 Juli 1951 eine rechtlich wesent-

liche Teilursache der am linken Ellenbogen des Klägers

bestehenden Gesundheitsstörungen sind(" sowie an die

Schätzung der hierdurch bedingten MdE auf 10 v„Ho

Dagegen rügt die Revision des Klägers mit Recht? daß

das LSG das Urteil des SG geändert und dem Kläger die

Rente von 10 v„Ho der Vollrente für die Folgen des

Unfalls vom 130 Juli 1951 erst vom 1° Juli 1965 an

zugesprochen hat„ Das LSG stimmt mit dem SG darin über—

ein? daß seit dem Unfall vom 10 Dezember 1961 die
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Voraussetzung gegeben ist, daß die Erwerbsfähigkeit des Klägers

auch infolge eines "anderen" Unfalles in einem solchen Umfange

gemindert ist? daß die Hundertsätze der durch die beiden Un-
fälle vom 150 Juli 1951 und 10 Dezember 1961 verursachten Min—

derungen die Zahl Zwanzig (vg1o @ 559a Abs° 5 BVD a°Fo) errei-

chen„ Die Entscheidung des LSG beruht auf der Rechtsauffassung‚

daß erst durch das Inkrafttreten des 5 581 Abs„ 5 EVO (indoF°

des UVNG) auch für die "bisher nur stützenden" Folgen des

"alten" Unfalls eine Rente zu gewähren sei? wenn sie eine MdE

um wenigstens 10 VOHo zur Folge haben° Diese Auslegung des

5 559 a Abs„ 5 BVD aoFo stimmt mit der grundsätzlichen Ent—

scheidung des Reichsversicherungsamtes Nr° 5286 (AN 19599 1909

Leitsätze 6 u„ 7) übereino Der erkennende Senat hat jedoch im

Urteil vom 5° April 1960 (BSG 12‚ 58) mit ausführlicher Be- '

gründung seine Auffassung dargelegt9 daß diese Auslegung‚ die

im Schrifttum und in der RechtsPrechung zunehmend Widerspruch

gefunden hatte? weder nach dem Wortlaut noch nach der Entste—

hungsgeschichte zutriffto Wenn ein Unfall‚ wie im vorliegen—

den Fall? eine MdE von nur 10 VCH° hinterlassen hat, jedoch

ein späterer Unfall eine weitere MdB zur Folge hat‚ deren Hun-

dertsatz so hoch ist? daß nunmehr die beiden Hundertsätze die

Zahl zwanzig erreichen9 dann ist dieser spätere Unfall nach

der Auffassung des erkennenden Senats ein "anderer Unfall" im

Sinne des 5 559 a Abs() 5 Satz 1 RVG aoF„ Infolgedessen ist
'von diesem Zeitpunkt an auch für den früheren Unfall die Rente

von 10 VOHQder Vollrente zu zahleno @ 581 Abs° 5 Satz 1 RVO
(iocho des UVNG) hat insoweit entgegen der Auffassung des LSG

die Rechtslage nicht verändert„ sondern nur die bereits vorher

bestehende Rechtslage verdeutlichend bestätigte

Das SG hat somit die Beklagte ohne Rechtsirrtum verurteilt?

die Rente von 10 VOHo der Vollrente für die Folgen des Unfalls

vom 150 Juli 1961 vom Zeitpunkt des Unfalls vom 10 Dezember 1961

an zu gewähren() ’ “
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Der Senat hat deshalb entsprechend dem Revisionsantrag

des Klägers das Urteil des LSG dahin geändert9 daß die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG zurückge—

wiesen wird° Außerdem war der Ausspruch über die außer—

gerichtlichen Kosten entsprechend dem vollen Erfolg des

Klageantrags zu ändern„
1i

Die Revision der Beklagten war als unbegründet zurück—

zuweisen°

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens ergeht auf Grund von S 195 SGGQ
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